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Der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung Bonn, den 16. März 1959 

Ib 5 - 1980 - 57 III/59 
M 50/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Auswirkungen der Verkehrsunfälle auf die Ausgaben 
der Sozialversicherung 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Varelmann und Ge- 
nossen 

— Drucksache 811 — 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern der Finan- 
zen, für Wirtschaft und für Verkehr beantworte ich die Kleine 
Anfrage wie folgt : 

Zu 1. 

über die finanziellen Auswirkungen der Verkehrsunfälle auf 
die Ausgaben der Sozialversicherung hat sich nach den Berich- 
ten der Spitzenverbände der Sozialversicherung folgendes Bild 
ergeben : 

a) Die jährlichen Aufwendungen der Krankenversicherung für 
die Verkehrsverletzten lassen sich nur teilweise ermitteln, 
für die Fälle nämlich, in denen eine Regreßmöglichkeit nach 
§ 1542 RVO besteht. Nach den von den Spitzenverbänden 
mitgeteilten Angaben macht die Belastung der Krankenkas- 
sen in Form von Barleistungen, Arzthonoraren, Kranken- 
hauspflege und Arzneien in diesen Fällen nach Abzug der 
Schadensersatzbeträge etwa 0,8 v. H. der entsprechenden Ge- 
samtausgaben aus. Das würde, gemessen an den Aufwen- 
dungen des Jahres 1957, einem absoluten Betrag von etwa 
50 Millionen DM gleichkommen. Hinzu treten aber noch die 
Aufwendungen für solche Unfälle von Versicherten, bei 
denen ein Anspruch der Krankenkassen nach § 1542 RVO 
nicht erhoben wird, sowie ferner für Verkehrsunfälle, die 
nur eine ambulante Behandlung der Verletzten zur Folge 
haben und die daher den Krankenkassen zumeist gar nicht 
als Verkehrsunfälle bekannt werden. Unter Einschluß dieser 
statistisch schwer erfaßbaren Fälle wird man die jährliche 
Gesamtbelastung der Krankenversicherung mit etwa 70 bis 80 
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Millionen DM schätzen können. Das entspräche einem An- 
teil von etwa 1,2 v.H. an den Ausgaben für Barleistungen, 
Arzthonorare, Krankenhauspfiege und Arzneien. 

b) Durch die in der Reichsversicherungsordnung festgelegte 
Pflicht, die Unfälle der Versicherten auf dem Wege nach 
und von der Arbeits- und Ausbildungsstätte zu entschädigen, 
entstehen der gesetzlichen üniaUv er Sicherung erhebliche 
Kosten durch Straßenverkehrsunfälle; hinzu kommen noch 
Arbeitsunfälle, die sich im Straßenverkehr ereignen. Nach 
den von einem großen Teil der Berufsgenossenschaft vor- 
gelegten Zahlen, die teils auf konkreten Feststellungen, 
teils auf Schätzungen beruhen, läßt sich die Belastung der 
Unfallversicherung - nach Abzug der Ersatzleistungen gemäß 
§ 1542 RVO - für das Jahr 1957 mit etwa 150 Millionen DM 
beziffern. Damit beanspruchen die Straßenverkehrsunfälle 
etwas über 10 v.H. der gesamten Leistungen in der ge- 
setzlichen Unfallversicherung. 

c) Den Trägern der Rentenversicherungen war es nur zu einem 
geringen Teil möglich, Angaben über die Leistungen zu 
machen, die durch Unfälle im Straßenverkehr ausgelöst 
wurden. So fehlen insbesondere Unterlagen bei der Renten- 
versicherung der Arbeiter. Nach vorsichtigen Schätzungen 
unter Zugrundelegung des Materials der Knappschaften 
sowie der Statistik über die Invaliditätsursachen läßt sich 
sagen, daß die jährlichen Ausgaben der Rentenversiche- 
rungen nach Abzug der Ersatzleistungen etwa 40 bis 50 
Millionen DM betragen. Hiervon würden etwa 30 Millionen 
DM auf die Arbeiter-, knapp 10 Millionen DM auf die 
Angestellten- und 3,5 Millionen DM auf die knappschaft- 
liche Rentenversicherung entfallen. Im Durchschnitt der drei 
Rentenversicherungszweige kommen auf die Ausgaben für 
Straßenverkehrsunfälle etwa 0,3 bis 0,4 v. H. der ent- 
sprechenden Gesamtausgaben. 

Zu 2. 

Nach eingehender Prüfung der Frage, ob den Sozialversiche- 
rungsträgern Ersatz aus dem Aufkommen der spezifischen 
Abgaben des Kraftverkehrs, die offenbar hier mit dem Begriff 
„Verkehrsteuer" gemeint sind, geleistet werden soll, ist die 
Bundesregierung zu der Erkenntnis gelangt, daß dies nicht er- 
forderlich ist. Straßenverkehrsunfälle gehören zu dem Ge- 
fahrenbereich der Versicherten, der durch die Sozialversiche- 
rung abgesichert wird. Soweit andere Personen als die Ver- 
sicherten selbst Unfälle mitverursacht oder verschuldet haben, 
können sich die Sozialversicherungsträger wegen ihrer zu ge- 
währenden Leistungen kraft Gesetzes (vgl. § 1542 RVO) bei 
dem Dritten, gegebenenfalls bei dessen Haftpflichtversicherer, 
schadlos halten. Es sollte daher bei der bisherigen Regelung 
verbleiben. 
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Im Hinblick auf den von der Bundesregierung vorbereiteten 
Entwurf eines Gesetzes betr. die Finanzierung des Straßenbaues, 
nach dem die Abgaben des Kraftverkehrs ausnahmsweise zweck- 
gebunden werden sollen, würde eine teilweise Erstattung der 
Kosten für Straßenverkehrsunfälle an die Sozialversicherungs- 
träger zur Folge haben, daß entsprechend weniger Mittel für 
den Straßenbau zur Verfügung stehen. Nicht aber eine Ver- 
schiebung der Kostenlast, sondern nur die Minderung dieser 
Kosten dient dem öffentlichen Interesse. Die Bundesregierung 
ist der Überzeugung, daß die aus volkswirtschaftlichen Grün- 
den notwendige Förderung des Straßenbaues die Verkehrs- 
unfälle vermindern und damit auch zu einer verringerten In- 
anspruchnahme der Sozialversicherungsträger beitragen wird. 
Auch die Höhe der durch die Verkehrsunfälle erwadisenden 
Ausgaben beweist, wie dringlich die von der Bundesregierung 
vorgesehenen Maßnahmen zur Sicherung des Straßenverkehrs 
und zur Entlastung der Straßen sind. 
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